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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

16.12.1986 

Geschäftszahl 

86/14/0077 

Rechtssatz 

Bei schwerwiegenden Verstößen gegen Buchführungspflichten und Aufzeichnungspflichten kann sich 
jedenfalls aus dem Blickwinkel des § 9 Abs 1 BAO und § 80 Abs 1 BAO der Zeitpunkt, zu dem die sich 
als Folge dieser Verstöße ergebenden Abgabennachforderungen zu entrichten waren, nicht erst auf Grund 
der Bescheide ergeben, die diese Nachforderungen festsetzen. In solchen Fällen bestimmt sich vielmehr 
der Zeitpunkt, ab dem zu beurteilen ist, ob die juristische Person die für die Abgabenentrichtung 
erforderlichen Mitteln hatte, darnach, wann die Abgaben bei Beachtung der abgabenrechtlichen 
Vorschriften zu entrichten gewesen wären. Bei Abgaben, die die juristische Person selbst zu berechnen 
(einzuhalten) und abzuführen hat, ist maßgebend, wann die Abgaben bei ordnungsgemäßer 
Selbstberechnung (Einbehaltung) anzuführen gewesen wären, während bei bescheidmäßig 
festzusetzenden Abgaben grundsätzlich die erstmalige Abgabefestsetzung und nicht erst die 
Nachforderung auf Grund der festgestellten Buchführungsmängel und Aufzeichnungsmängel 
entscheidend ist. 
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